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LANDTAG
Sitzungvom16 .Oktober1925.

PräsidentDr .DannebergeröffnetumvierUhrnachmittags
die Sitzung . Eswirdsodannan Stelle desverstorbenenBundesrates
AltbürgermeistersReumann,RedakteurMaxWinter( soz .dem )indan
Bundesratgewählt .

St . R.BreitnerbeantragtdieAbänderungderGesetzesvor-¬
lage über die Wasserkraftabgabe .DurchdasFinanßverfassungsgesetz
ist den Bundesländerneine ReihevonBedingungenvorgeschrieben
worden,diesichaufdieWasserkraftabgabebezieht .Eswirdkünftig
derStromfürVerkehrsunternehmungen,Eisenbahnen,Einschliesslich
derKleinbahnenvonderWasserkraftabgabebefreitsein .Diefinan-¬
zielle Auswirkungtritt imVoranschlagdesStadthaushaltesnicht
in Erscheinung,dadieWasserkraftabgabekeinefiskalischeSteuer,
sonderneineZweckabgabeist ,die restlos fur denAusbauderWas-¬
serkräfte verwendetwird .

GeR .Angermayer( chr . soz . )bean, dass bei derEin- ¬
holungeinesSachverständigengutachtensduredenAbgabepflichtigen
die Kostendieses Gutachtens ,nur dannvon den Steuerträgernge¬
tragenwerdensollen ,wenner sachfällig wird . DasgegenwärtigeGe¬
setz bürdetdieseKostenausschliesslichdemAbgabepflichtigenaus .

St . . Breitnererklärt ,dassdie Praxisgezeigthat ,dass
keineinzigesMaleinsolchesGutachtenüberdieAbgabepflichtein-¬
geholt werdenmusste ,weil mansich bemühthat ,einvernehmlichvor - ¬
zugehen . Eshandelt sich dabei nur umDinge rein technisder Natur ,
die allen Ermessensfragenentrückt sind .Es liegt imbeiderseitigen
InteresseunnützeSpesenzuvermeidenundeinvernehmlichdieAbga-¬
bepflicht in strittigen Fällen zuklären .

DerAbänderumgeantragwirdabgelehntunddasGesetzin
beidenLesungenunverändertbeschlossen.

St . . Breitnerreferiert überErgänzungenderGesetzesvor-¬

lageüberdieFürsorgeabgabe .DieNovellezumFinanzverfassungsge -¬
setzbestimmt ,dassbis zum31 .Dezember1925in allenLänderndie
Gesetzeüberdie Fürsorgeabgabederart zu ändernsind ,dasseine
Doppelbesteuerunghintangehaltenwird . DieErgängungentragennun
dieser NovelleRechnung .

DasGesetzwirdohneDebattein beidenLesungenbeschlos-¬
sen . G.R .TäublerberichtetüberdenVoranschlagdesWiener

Fortbildungsschulfondsfür dasVerwaltungsjahr1925. Derinder
VollversammlungdesFortbildungsschulratesam26 .Jänner1925
beschlosseneVoranschlagwurdemiteinigenkleinenAbänderungen
vomStadtsenat als Landesregierungam8 .Oktobergenehmigt .Da
überdieHöhederBundessubventionenkeineKlarheitbestanden
hat ,liegt der Beschlusserst heutevor . UnterdenAbänderungen
kommtdasErfordernisfür die NeuzusystemisierendenachtStel-¬
lenimVerwaltungsdienstvor ,dasnichtvorgesehenwar.DasErfor-

derhisfurSitzungsgelderundStudienreisenderMitgliederund
Beamten wird um 10 . 000Schilling herabgesetzt .Ebenso wird das

ErfordernisfürausserordentlicheDienstleistungenundMehrarbei-¬
ten durch die Einstellung von Beamtennicht notwendigundeben- ¬
falls umzusammen 18 . 264Schilling herabgesetzt .Dadie

Erhöhungauf der anderenSeite der Verminderungentspricht ,so
ändert sich im Endergebnis nichts .Die Bundessubventionvon
1,405 . 301Schilling wurde für das laufende verweigert ,sodass die
GemeindeWienunddie Gewerbetreibendendafüraufzukommenhaben.

. R .Panosch ( chr . soz . )erklärt ,dass seine Partei nicht
in der Lageist ,für den Voranschlagzu stimmen ,da dieVersaltung
nicht die Interessen der Gewerbetreibendenvertritt .Schonletzt - ¬
hin sei eine Reihe von Wünschengeäussert worden ,die abernicht
erfüllt wurden .DasDachdes Fortbildungsschulratsgebäudesinder
Mollardgassesei schonseit Jahrenreparaturbedürftig.Eineelske
trische Uhrenanlageist dort vorhanden ,deren Kostenbeträchtlihh

sind und von der mannicht weiss ,wann ihre Einrichtung bewil¬
ligt wurde . Auchsonst fehle das Vertrauen zur Verwaltung ,wäh- ¬
rend der Schulzeit gestattet diese Sammlungen für die Arbeiter - ¬
jugend . EsgehenunkontrollierbareGerüchteherum ,dasseinen
Bankhaus der Betrag von drei ,ja sogar fünf Milliarden aus den

GelderndesFortbildungsschulfondsgegebenwordenseien .DieSa¬
Nach

Zeitungsberichtensoll dasGeldzu25cheist nichtklar .
und30Ppozentverliehenwordensein .Dakannmannurerkläreng

Diese Gelder sind nicht dazu da ,umSchiebergeschäfte zuunter¬
stützen .

. R .Beisser ( soz .den )führt an der Handvon Ziffern vor ,

dass das Interesse der Gewerbetreibendenleider nicht sogross
ist ,wiesein Vorrednerbehauptete.
ist ,wiesein Vorrednerbehauptet .Es liefen . 135Änzeigen
über Schulversäumnisse ein .Diese Schulversäumnisebeziehensich
nur auf jene ,die mehrals acht versäumteUnterrichtsstundenum¬
fassen .AnHandder Aktenkannmannachweisen ,dass vondieser

ar
grossen Anzahlnur 74 Lehrlinge belangt wurden ,. 070Ver- ¬
säumnissenaber die Lehrherrenschuld waren .Bestraft wurdenMeis- ¬

ter in . 074Fällen ,wobeidieseBestrafungsehrgeringist .
FüreineversäumteUnterrichtsstundehabendieMeisten50Gro¬
schenStrafe zu zahlen ,die grössten Strafen betragenaberinse
gesamtnuretwa25Schilling ,welchenBetragdie Meistergerne
leisten . Nunkommt es aber vor ,dass beim Gremium bei einer

zwölfstündigenUnterrichtszeitsoeinLehrjungezweiebisdrei-¬
Dass die Lehzherren wenighundertStundenversäumt!

InteresseamSchulwesenhaben ,gehtauchausder geringenBetei-¬
ligungandenSchlussfeiernhervor ,die jedesJahrabgehalten
werden .Esfandsich solchenkeineinzigerVertreterderMeis-¬

ter ein .
St . R.Rummelhardt( chr . soz . )erklärt ,dass die Meisterfür

die Fortbildungsschulenjederzeit die schwerstenmateriellenund
moralischenOpfergebrachthaben .DieVerdienstederchristlich¬
sozialenPartei in WienundNiederösterreichauf diesemGe-¬

biete sindüberragend .HeutebrüstenSie sich ,heutezeigenSie
FremdendasHausin derMollardgasse ,dasSienichtgeschaffen
haben .WennSiebehaupten ,dassdie Meisterdie Lehrjungendavon
abhalten ,die Schulezu besuchen ,so frage ich :WelcherLehrbub
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lässt sichabhaltenin dieSchulezugehen ,wenner wirklichwill .
Es ist schon möglich ,dass die Meister den Schluss feiern fern

bleiben ,weil diese feiern zu parteipolitischer Agstationbenützt
werden.DieLehrlingewerdenbeiderAufnahmegleichindie
Lehrlingssektionen genütigt und von hier werdensie in diesozi - ¬
aldemokratischeJugendorganisationhineingetrieben.SinddieLehr-¬
linge nicht erreichbar ,dann erfolgt die Agitation imEinverneh - ¬

menmit den Schülerräten in den Fortbildungsschulenselbst .Die

gewerkschaftliche Organssation ist also nichts anderes als eine
Werbestellefür die politische sozialistische Organisation .Damüs¬
sen wir uns doch fragen ,ob eine solche Wirksamkeit zu denAufgaben

der Fortbildungsschule gehärt .Die Lehrlinge sollen in der Schule

etwas lernen bevor sie sich politisch entscheiden und wirmüssen
auf das energischeste gegen das Hineintragen derparteipolitischen
Agitation in die Schuleprotestieren .

. R.Panosch(chr. soz. )entgegnetdemGemeinderatBeisser
wennmancheLehrherrenihre Lehrlingenicht geradegerneindie
Fertbildungsschule schicken ,so liege der Grund darin ,dassdie
Gewerbetreibenden leider immer die Erfahrung machen mussen ,dass

die Burschen in der Schule verdorben werden .
. R .Täubler verweist in seinem Schlusswort darauf ,dass

die Dachanlage des Fortbildungsschulgebäudes infolge verfehlter
Konstruktionheuer fast vollständig erneuert werdenmusste .Infrü¬
heren Jahren hat manmit der Ausbesserungimmerwiedergezägert ,

weildieFachleutesagten ,wennmaneinmaldamitanfange,werde
manwarscheinlichdasganzeDacherneuernmüssen .DieFachleute
haben Hecht behalten und nun hat die Schule wenigstens drei Jahre

hindurch sich mit demalten Dachbehelfen können .Bezüglichdes
erwähntengrossenUeberschussesist es richtig ,dass einsolcher
aus den Umlageneines „ ahres tatsächlich erzielt worden ist ,sodass
das neueGebäudedamiterbaut werdenkann .DerUeberschussrührt
davonher ,dass viele Gewerbetreibendemit ihren Beiträgenseit
dem Jahre 1922 im Rückstande geblieben sind und erst imJahre

1924diese Rückständegezahlt haben .Die Umlagenprozentewerden
stets Jahr für Jahr genauerrechnet undnur in der Höhedeswirk- ¬
lichenErfordernissesbemessen.In derInflationszeitbeiden
stets schwankenden Budget war eine genaue Errechnung naturge - ¬

mäss unmöglich .Im heurigen Jahre wurden bisher keine Umdagenaus - ¬
geschrieben ,es zeigendie ersten acht Monate ,dass dieEinnahmen
zur Notdie Ausgabendecken ,der BundseineBeitragsleistung

nicht abstattet ,sodass dieser unterbleibende Zu¬
schuss von vierzehn Milliarden nun zu Lasten desGemeinderates
und der Gewerbetreibendenfällt .Die Umlagenwerdenumvier Dro- ¬
zent erhöht ,sohin mit siebzehnProzentausgeschriebenwerden
müssen . ZurSchulfreundlichkeit der Meister ist zu sagen ,dass
die grössteAnzahlder Lehrherren ein grösses Verständnis für die
Fortbildungsschulebekundet( GemeinderatMüller( chr . soz . ): Hören
Sie Herr Beisser ! -Gemeinderat Beisser :Warten Sie doch ein wenig )

Dasist nanentlich bei den metallverarbeitendenGewerbender
Fall aber es gibt leider auch Gewerbe ,deren Verständnis für die

Schulesehrzuwünschenübriglässt . MancheMeisterlassenihre
Lehrlinge sehr unregelmässig oder gar nicht zur Schulegehen .

DieHöhederverhängtenStrafenfürdieMeisterbeträgtins¬
gesamt79Millionen .Beidieser Gelegenheitstelle ichfest ,
dasstatsachlicheinzelneLehrlingebis zudreihundertStunden
verloren haben .Weiter stelle ich fest ,dass in demVertragvon .
demStadtrat Rummelhardtgesprochen hat ,nichts von einer Betei - ¬

ligungdesFortbildungsschulratesenthaltenist .
Str . R.Rummelhardt: AberderFortbildungsschulrat

duldetdie parteipolitischeAgitation in derSchule.
. R.Täubler :SiehabenvoneineVertraggespro¬

chen ,den die Organisation und die sozialdemokratische Partei

abgeschlossenhaben . Ichstelle fest ,dass derFortbildungsschul¬
rat an dieser Sache vollkommenunbeteiligt ist und wenn SieBe¬

hauptungen aufstellen ,vor allem Tatsachen vorbringen müssen .
Es ist auch unrichtig ,dass wir die Parteiorganisationenberaten ,
an die Lehrlinge kö nen die Christlichsozialen ebensoherantre¬
ten wie die Sozialdemokratenund sie für ihre Organisationenzu
gewinnentrachten .Die Schule hat damit nichts zu tun undeskann

ihr niemandeinenVorwurfmachen .Ihre Leistungenwerdenauchvon
auswärtigenMeisternanerkannt ,Beweisdessen ,dasserstgestern
wieder dreissig Gesuche von Lehrherren aus St .Pölten ,Mistel - ¬

bach ,Amstettenund /anderenOrtengekommensind ,manmögedoch
ihre Lehrlinge von draussen in die Wiener Fortbildungsschule auf - ¬

nehmen .Wirwerdenüberlegenmüssen ,ob wir die auswärtigenLehr¬
lingezurAusbildungübernehmenkönnen.BezüglichderBehauptung,

dasz der Fortbildungsschulrat seine Kassenbestände in einer Bank
angelegthabe ,stelle ich fest ,dasstatsächlichdasGeldin
drei Bankeneingelegt wurde .Jede Institution verfährt mitihren
Geldeso .DarausdenVorwurfzu konstruieren ,dassdasGeldfür
Schiebergeschäfte hergegeben wird,ist wohl eine krasse Unriche

tigkeit .
Der Antrag wird sodann angenommenund dieSitzung

vomVorsitzendengeschlossen .
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WIENERGEMEINDERAT
Sitzungvom16 .Oktoher1925

Vorsitzender. . SchorGrörfnetdieSitzung.Eswirdeine
Reihe von Geschäftstücken ohne Wortmeldunggenehmigt ,darunter

Anträgedes GemeinderatesIser auf Wasserrohrlegungeninder
Siedlung Flötzersteig mit einem Kostenaufwandvon -25 . 000Schil - ¬
ling ,auf NeubaueinesKanalesin der Triesterstrassemiteiner
Kostensummevon 90 . 000Schilling ,in der Ameisbachzeilemit
40 . 000Schilling und auf Strassenherstellungen in derSchellein
gasse und Petzvalgasse mit einemAufwandvon 55 . 000Schilling ,
Anträgedes GemeinderatesJenschikauf BewilligungeinesZue
schusskredites für die Verlegungeiner Magistratsabteilung ,des
Gemeinderates Schütz auf Baulinienbestimmungenfür dasSied - ¬
lungsgebiet AmSchafberg und für Liegenschaften inFloridsdorf ,
des Gemeinderates Thaller auf Gewährungvon Subventionenan

die Vereinigung Wiener Mediziner und an denösterreichischen
Senefelderbund ,des Stadtrates Breitner auf AusübungdesBe¬
zugsrechtes auf Aktien der Wiener Obst - undGemüse . G .und
AnkaufvonAktiender WienerBaustoffe. G.

St .R .Tandler referfert über Saghaushilfen fürbe¬
dürftigeArbeitslose .DerGemeinderathat seinerzeiteinenKre-¬
dit von zehn Milliarden zur Unterstützung der Arbeistlosen be¬
willigt . Vondiesem sind rund sechs Milliarden Kronenausgege¬

benworden ,für denRestbetragvonvier Milliardenerscheintes
nunhehrzweckmässig ,einen Teil ,nähmlichdrei Millisden ,zur

Anschaffung von Kleidungs =undWäschestücken zu verwenden ,Eshat

sich häufig ergeben ,dass Arbeitslosewegendes schlechtenZu¬
standes ih rer Kleidung vomArbeitsgeber abgewiesenwurden ,
Die für die GewährungvonGeldaushilfenfestgesetztenBedin-¬

gungenfindensinngemässauf dieseNaturalienAnwendung.
. R.JosefMüller( chr .soz . )weistaufdieSchwie¬

rigkeitenhin ,diebeiderAusgabevonKleidungsstückenentste-¬
hen werden .Ein Kleidungs - oderWäschsstückbesitzt einengrösser
wertals 200 . 000Hronen ,unddie Bedürftigen ,die mit Geldbe¬
teilt werden ,würdensich häufig zurückgesetztundgeschädigt
wähnen. Rednerverlangtdassdie Fürsorgeräteihr Amtvollkoms
men unparteiisch versehen und die Hinausgabe einer Weisung an

die Fürsorgeinstitutsvorsteher ,dass jederparteipolitischen
Betonungbeim Verteilen der Unterstützungen Einhalt getanwird .

St . R.TandlermeintimSchlusswort,dassman/dem
Taktgefühlundder sozialen Einsicht der VorständederFür- ¬
sorgeinstituteüberlassenkönne ,überdieSchwierigkeitder
Auswahl der Unterstützung hinwegzukommen .Wasdenparteimäs - ¬

sigenAnstrichbetrifft ,so ist festzustellen ,dassfrüherwohl
dieBedürftigennachderGewerkschaftgefragtwurden,dersie
angehören.Darauswurdeabgeleitet,dassmansienachihrerPar¬

teizugehörigkeit gefragt hätte . Referenterklärt ,Misständeje - ¬

derzeit abstellen zu wollen ,wenn sie ihm bekanntgegeben werden .
Bei der Abstimmung wird der Antrag angenommen .

SteR .Speiser berichtet über einige Abänderungen

der Arbeitsverträgeder städtischenStrassenbahnen .Diese
betreffenbesondersdieBezügederdienstälterenStrassenbahner.
DieEndbezügewurdennähmlichstärkeralsdieAnfangsbezügere-¬
guliert .AuchdieAnsätzederPensionenwrdengehobenBeiden
dienstjüngstenSchaffnernbeträgtdieErhöhung° 15Schilling,
bei den ältesten 3356 Schilling .Die Erhöhungbeträgt insge - ¬

samt ' 5ProzentdesGehaltsetats.
. R.Lehninger(chri . soz. )polemisiertlängergegen

dieErhöhungdesTarifes ,dieangeblichwegenderForderungender
StrassenbahnernotwendiggewordenseiinWirklichkeitaberihre
Ursachein demkostspieligenWahlsshlagerder elektrischenStadt-¬
bahnhat .DieseTariferhöhungist die dritte seit elf Monatenund
beträgt zwanzigProzent .Wiegross das Defizit der Stadtbahnist
kannmannirgens erfahren ,Betrachtetmanaber die Sachenäher ,
so sieht man ,dassSie dabeiwiederein gutesGeschäftmachen.
Sie nehmendurchdiese Erhölungweitmehrals das Vierfachedeso
sen ein ,was Sie den Bediensteten geben .DieseBediensteten
aber wollen ja gar nicht den Kollektivvertrag ,sie vollennach
demSchemaentlohnt werden .Im übrigen aber nützen Sie dieAr- ¬
beitskräfteunerhörtaus .DieExtraturenwerdennurnachpartei¬
politischen Gesichtspunkteneingeteilt undes scheint ,dassdie
Direktiongar nichts mehrzu redenhat ,sondernnur dieVer¬
trauensmännerin denBahnhöfen .DieseLeuteaberbrauchenkein
Schema,dennsie verdienenanExtraturenzweieihalbMillionen
Knnenallein .Wirmüssenhier wiederfordern ,dassmitdiesemnun¬
möglichenSystemendlicheinmalgebrochenwird .

VoneinerErhöhungderPensionsbemessungsgrundlage
für die Strassenbahnbedienstetenist auchheutekeineRede .Es
bleibt bei densiebzig Prozentobwohldie Bundesbahnenseit1 .
JännermeunzigProzentzahlen .IchstelledaherdenAntrag ,dass
der Wameinderatbeschlisssen wolle ,dass die Pensionsbemessungsgrur
lagederPedienstetenundArbeiterderstädtischenStrassenbahnen
vonsiebzigauf neunzigProzenterhöhtwerde .Schliesslichmuss
auchüberdieBenachteiligungderUnfallsrentnerbeiderStras-¬
senbahngesprochenwerden .Sie rechnendie Fensionin dieUnfalls
renteein ,sodasseigentlichderUnfallsrentnernichtdiegerings¬
te EntshädgigungfürdenerlittenenUnfallbekommt.Dasistein
himmelschreiendesUnrecht,dasssiemitHilfeihrerwillfährigen
ertrauensmännerbegehen .Ichsteile daherdenAntrag ,dassdie
Satzungender Pensionskasseder Strassenbahnbedienstetenderart
geändertwerden,dassdieseBestimmungausserKrafttritt .Wir
verlangen,dassbeiderStrassenbahnendlichdieeinseitigepar-¬
teipolitischeBehandlungderBedienstetenaufhört.

. RHoloubek( chr. soz. )kritisiert ,dassnurder
Freie Gewerkschaftsverbandbei den Verhandlungenüber dieBe
zugserhöhungzugezogenwordenist .DieseOrganisationhatbei
demFahrpersonallängstkeineMahrheitmehr,weshalbauchener-¬
gischdagegenprotestiertwerdenmuss,dassbeidenAnstellungen
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nur sie gehört wird .Dasist eine Faschistenmeralund Siehaben
daher gar kein Rechtgegendie Mohopolstellungder Faschistenin
Italienzuprotestieren ,weilsie es slebstnichtandersmachen.

StadtratRummelhardt(chresoz. )erklärt,dassesselbstver-¬
ständlichsei ,dassdie Minderheitauchfür dieseVorlagestimme,
weil sie den Strassenbahnerneine bessere Lebensmöglichkeitsi¬

chernwolle .Wennmanaberdie Ereignisseder letzten Zeitvürü¬
berziehenlässt ,dannkannmanbegreifen ,dassdieFreudeandieser
Lohnerhöhung bei den städtischen Bediensteten nicht recht aufkom¬
menkann .Es hat nämlich der Bärgermmister in einer Versammlung
vonWehrmännernWortegesprochen,dieeinSystemzuinaugurieren
scheinen ,dass auf Unterdrückungaller Nichtsozialdemkoratenauf¬
gebautist .SeitdemDeutschnicht mehrHeeresministerist ,wird
der gegenwärtigeHeeresminsiernur mehrin dersozialdemokrati¬
schen Blättern der Blut - Naugoingenannn ,Es hat nämlich eine Reihe
vonWehrmännernSelbstmordgeübt ,LiebeundSchuldenwarendie
Hauptursachen .WaswürdenSie sagen ,wennwir wegenderSelbstmor¬
dein denstädtischenVersorgungsanstaltenvoneinemBlut-Tandler
sprechen würdenDer Selbstmord ist so etwas schreckliches ,dass
nur Menschen ,die nicht mehr normal sind ,ihn begehen können .Da¬

hare ist niemanddafür verantwortlichzu machen ,Nunhat derBür¬
germeisterkn dieser Soldatenversammlungeine Reminiszenzüber
die Vergangenheitgehalten .Er hat dort gesagt ,dass in derWiener

StadtverwaltungunterLuegerdasSystemvonZuckerbrotundPeit¬
schegeherrschthat .Nun ,heutehabenwirdasSystemderenMasse
Beförderungen,dases damalsnichtgegebenhat .DerBärgemeister
hat dann auch das Luegerwortwiederholt :Sozialdemokratenwerden

beiderGemeindenichtangestellt .Nun,SpeiserhatdasWortge¬
prägt :MonarchistenwerdennichtangestelltlIchgebebeidenrecht.
Die Monarchisten sind eine Partei ,die nicht auf dem Bodender

gegenwärtigenVerfassungstehenAberauchdieSozialdemokraten
sind in der Monarchienicht auf demBodender Verfassunggestan¬

den ,sondernhabensichimmerals Republikanerausgegeben .Aber
BürgermeisterSeitz hat ein nochweitschärferesWortgebraucht.
Er hat die angeblichenSchickanierungenvonWehrmäneerngegeit -¬
selt underklärt ,dass die Sozialdemokraten ,dert wosieverwalten ,
Vergeltungübenwerden .Wirwissen ,dassschonheuteNichtsozial¬
demokratenbei der Gemeindegemassregeltwerden.

. R.Weigl(Sozialdemokrat) :Sie müssenBeweisebringen!
StadtratRummelhardt :Gut! IchbleibegleichbeidenStras¬

senbahnern .KennenSie nicht denFall FeimannvomStrassenbahn¬
hof Vorgarten ,der entlassen wurde ,weil er in derVerdammlung

der Frontkämpfer gesprochen hat ? Oderder Tischler Krecmar?Oder
die SchaffnerHolzer ,Riedel ,EberlundSchwarzer ,die niemalsbe¬
fördert wurden ,weil sie Mitgliederder christlichenGewerkschaft
sind ? DerStrassenbahnerFriebel wurdeals Schwerkrankerversetzt
und liegt jetzt totkrank im Spital . DemBürgermeister ist also in

dieser Versammlungeine ArtEntgleisungpassiert ,als er sagte ,dass
es ihmleid täte ,wenndas geschehenmüsste .DiestädtischenAnge¬
stellten haben längst nicht gegen Schikanen jenen Schutz ,wieihn
die Wermännerbesitzen .Schliesslich hat das der Bürgermeisterge¬
sagt und es ist ein grosser Unterschiedzwischendem ,wasderBür¬
germeisterundwasder Nationalrat Leuthnersagt .

Bogen

BürgermeiskerSeitz :Nichtdergeringste !Zwischendem ,was
derNationalratLeuthnerundderNationalratSeitzspricht,ist
keinUnterschied !

StadtratRummelhardt:WennderBürgermeisterundLanles¬
hauptmann,dereinGelöbnisderunparteiischenAmtsführungabge¬
legt hat ,vonRepressalienspricht ,dannmussmanunterscheiden.

. R.Prever( chr .soz . ) :Ein Terrorbürgermeisterist das !
Stadtrat Rummelhardt :Ich kanndahernurglauben ,dassmit

diesem WortdemBürgermeister eine Entgleisung passiert ist ,
BürgermeisterSeitz :Nichtimentferntesten !
StadtratRummelhardt;WennSiedieseWortwahrmachenwol-¬jedelen ,dannkommenwir zu einemZustand ,wosich/geordneteVerwaltung

aufhört .Eswärebessergewesen,wennderBürgermeisterindiese
Versammlungnichtgegangenwäre ,wenner weiss ,dasser sichnicht

bezähmenkann .DerBürgermeisterdarfdieseWortenichtsprechen,
weiler dadurchdieEhreunddasAnsehendesGemeinderatesimIn¬
undAuslandschwerschädigt.(LebhefterBeifallbeiderMinderheit
GrosserLärmbeiderMehmeit )

BürgermeiszerSeitz/erklärt,erwollenurüberdieseine
Person betreffenden Bemerkungendes GemeinderatesRummel¬

hardtsprechen ,undfährtdannfort : JedesWort ,dasichinder
betreffendenVersammlunggesagthabe /unddasinunseremPar¬
teiorgan verlautbart wordenist ,halte ich bis auf einenDruck¬
fehleraufrecht .Ichhabegesagt ,dassdie Schikanierungeinzel¬
ner Personeninnerhalbdes Heeres ,einzelner Offiziere ,diepen¬
sioniert werden ,wennsie nicht politisch gefügigsind ,dassdiese
persönlichenVerfügungenunddieAusnützungdesAmtesfürpar¬

Zwecketeipolitische/und persönliche Zwecke ein Ende nehmenmüssene
Es liegt mir natürlich ferne ,die ganze Regierung für die poli¬
tischeUhanständigkeiteineschristlichsozialenMinistersver¬
antwortlichzumachen.(StürmischeProtestrufebeidenChrist¬
lichsozialen :Hierwardnurverdächtigtundnichtsbewiesen. )
DerHerrGemeinderatRummelhardtwarselbst soliebenswürdig
festzust ellen ,dassich damalsnatürlichnicht alsBürgermeister
gesprochen habe ,sondern als Politiker .Niemand wird mir nachwei¬

sen können ,dass ich jemals ,sei es als Präsident des National¬
rates ,sei es als Bürgermeister,meineabsoluteUnparteilgkeit
und Objektivität irgendwie verletzt hätte .Oft mussichEntschei

dungentreffen ,die mir persönlichdurchausnicht zusagen ,dennim
ichhabegesetzezuhandhaben.Abersosehricheinerseitsdafür
bin ,dasssichjederineinersolchenFunktionReservenaufer¬
legt ,sosehrbinichandererseitgdafür ,dassjedermann,unbeküm¬
mert ,was er ist ,in welcher Stellung er sich immerbefindet ,die
absoluteFreiheitdesWortedhabenmuss ,wenner als freierBür¬
gerspricht .(StürmischerSeifallbeiderehrheit. )

IchhabealsoeineKonstanierungvorgenommenundgesagt;
WenndieChristlichsozialenessomachen,wosieanderMacht
sind ,ob imSeeresministeriumoder in Fändern ,undallePro¬
teste undalle Hinweiseaufdie Staatsgrundgesetzenichts
nützenwerdendie Sozialedemokratendort ,wosie an derMacht
sind ,zu denselbenMitteln greifen müssen .( Zustimmungbeider

Mehrheit . )



Dritter Bogen

Das ist eine Diagnose ,die ich heute noch aufrechterhalte ( Erneu¬
ter Peifall bei der Wehrheit . ) HaltenSie es denn praktischfür
möglich ,dass sich ein Menschvon demanderen täglich provozieren
und schikanieren lässt und nochdie rechte Backehinhält ,wenn
mandie limkegeschlagenhatzSolcheChristensind selbstwir
Sozialdemokratennicht .Dennes ist auch psychologischunmöglich .Minderheit gewendet,miterhobenerStimme)Siekönnendochnicht( Zur
glauben,dasseinsolcherZustandaufdiePauerfüreinegrosse
Partei erträglichist .UnddahersageichnocheinmalsWenndieser
Zustandnicht aufhört ,so wirddie selbstverständlicheFolge

sein ,dassdieanderendasselbemachen(StürmischeUnterbrechungen
bei den Christlichsozialen und zahlreiche Zwischenrufe ,die im

Lärmunverständlichbleiben . )EinensolchenZustandwürdeichun¬
endlichbedauern .ErstensauseineminnerenParteigrund ,weilin
meinerParteiohneUnterschiedallederMeinungsind,dassesnot-¬

das politische Rechtdeswendig ist
Einzelnenundseine absoluteEreiheit zu achten .(Neuerlicher,
grosserLärmbeidenChristlichsozialen . )

AlsderLärmsichwiedergeegthatfährtderBür¬
germeisterfort :Ichwürdees zweitensdeswegensehrbedauern,
weildadurchdasganzeöffentlicheLebenin Oesterreichgeradezu
vergiftet werdenwürdeund drittens ,weil so etwasdemoralisierend
wirkt .Ich habenicht umsonstJahrzehntehindurchgegendasver¬
werflicheSystenderpolitischenKoruptionundderpolitischen
Massregelungenunter Luegerangekämpft ,als dass ich esheute

andererseits
gut heissen könnteaber ich sehe/OffenenKüges ,dass esunmög- ¬

lich und unerträglich für anders ist ,immerzuzusehenundruhig
zudulden ,dassihre Parteiangehörigengemassregeltwerden .Des¬

halbhabeichdenMinsitergewahrnt,diesesSystemfortzusetzen.
HerrVaugoinhatin dieserVersammlungseineneigenenBerichter
stattergehabt.Erwusstealsoganzgenau,dassderOffizier,der
sich bei mirbeschwerte ,

meineehrenwörtlicheZusicherunghatte ,sdnenNamennichtzunen¬
nen .Daraufhatte HerrVargoinseine Taktikaufgebautunderklärt ,
wennichdenNamennichtnenne,seiicheinVerleumder,(Entrüstung
bei derMehrheit) .

. R.Thaller(soz. -dem. )zudenChristlichsozialen:Schöne
MinisterhabtIhr !( GegenrufebeidenChristlichsozialeng)Dasist
echtjesuitische

BürgermeisterSeitz;EshiessedenJesuitenUnrechttun ,wenn
manihnen nach sagte ,dass ihre Jethoden an die desHerrn
Vaugoinheranreichen .DerHerrVargoinkannübermichsagen ,waser
will,erkannmichbeschimpfenwieerwill ,keinesseinerSchimpf¬
wortereichtmirauchnurandieKnöchel,(StürmischerBeifallbei
derMehrheit ,Pfuirufebei denChristlichsozialem ).Ichkannalsonurzusammenfassen
sagenundzwarnichtalsBürgermeistersondernalssozialdenokra¬
tischer Geneinderat ,wirhaltenan unseremGrundsatz ,dassjede
Angestelltender Gemeindedas volle freie Rechtdes Bürgershat ,
dassniemandin seinerStellungeineMassregelungauspolitischen
Gründenerfahrendarfunddasswirals sozialdemokratischePartei
daraufestehenwerden ,dass unsereFunktionäresich nachwievor
an diesem Grundsatz halten .Das hat aber zur Voraussetzung ,dass

gleichesRechtfüralleParteienbesteht.(LebhafterBeifallund
Händeklatschenbei derMehrheit) .
Stadtrat Kunschak(christ . -soz. )

Ich kannmirdas Verhaltendes Bürgermeistersnurpsyaho¬
logischerklärenerstehtoffenbarunterdemEindruckeines

Phantasiegebildes ,dasesnatürlichinWirklichkeitnichtgibt.
ImUebrigenaberhat der Bürgermeisterals NationalratGelegenheit
dortseineBeschwerdenvorzubringen.Ichstellenurfest ,dases
sehrschwerist ,zuunterscheiden,inwelcherEigenschaftderBür-¬
gerSeitzsprichtObalsNationalrat,alsBürgermeister,
oderalsParteiobmann.WennvonderAusübungvonRepressalien
gesprochenwird,soistjedemklar,dassderBürgeimeisterals
NationalratwenigRepressalienmachenkann .DieAngestelltender
StadtempfindendieseWorteaberausdemMundedesBürgermeisters
als eineDrohungDieMinisterhabenauchgarkeinenAnwaltnötig ,
überdaswasderBürgermeistergesprochenhat ,zuurteilenüber-¬
lassenwirderOeffentlichkeit .( LebhaftePfuirufebeiderMinder¬
heit grosserLärm. )

St .R .SpeiserkommtimSchlusswortaufdieeinzelnen
BemerkungenderRednerzurückundführtdarunteraus :Wennder
HerrGameinderatLehningersich darüberwundert ,dass dieLohn¬
erhöhungeneineRegulierungderTarißenachsichzieht ,soist
diesselbstverständlichMandarfabernichtvergassen,dassauch
die Materialpreiseerheblich imPreis gestiegensind .Wenner
einen Verghbichzieht zwischender zOprozentigenErhöhungdes
TarifesundeinerSprozentigenderGehälter ,soist diesunver¬
ständlich ,damannichtdenProzentsatzderSteigerungimPreie
se derFahrkartenmitdemProzentsatzderErhöhungderGehälter
unmittelbarinBeziehungsetzenkann.DasVerlangennacheinen
Schema,fordertdieFragewasSiesichuntereinemSchemavor¬
stellenDarunterkannmansichnureineArtDienstordnungund
eine Artder Reihungin der Vorrückungvorstellen .Diesist j
dochvorhanden.WasdenFallderExtraturenbetrifft ,soistmir
bis jetzt keinFallbekanntgegebenworden.

WemnderHerrGemeinderatHoloubekvoneinenin derGe¬
meindeherrschendenFaschismusspricht ,so hat er damiteine
überraschendeEntdeckunggenacht .DerangezogeneFall beweistge¬
rade ,dasGegenteil,dabeiunsvoneinerUnterdruckungnicht
gesprochenwerdenkann.

DieBemerkungendesStadtratesHummelhardtüberdie
Soldatenseibstmordekannichdurchfolgendeswiderlegen:Zumir
kommenununterbrochenWehrleuteins Rathausunderklären ,dass
sieesnichtmehraushaltenkönnen,dasssiedasLebenüberhaupt
verdriesst.WasdieeinzelnenStrassenbahnerbetrifft ,sokann
ich sofortubereinigedavonNäheressagen . VonIhnenwerdensie
alsMusterderDrangsalierunghingestellt.RiedelwarHilfsarbei-¬
ter in Hernals .AlswirPersonalfür dieStadtbahnbrauchten,
wozuwirnatürlichnichtneuesundungeschultesverwendenkon
ten ,zogenwirausdenverschiedenenBahnhöfendieLeutezusam
men.VieledavongingennichtgernezurStadtbahn,weilsieeine
EinbusseihresgewöhnlichenVerdiensteinganges,mitdemsiestä
digrechnenkonnten,befürchteten.Sowurdenmancheaufdie
Stadtbahntransferiert,darunterauchzweioderdrei ,dienichtderFreienGewerkschaftangehören.Dasist nunbeiIhneneineun¬
erhörteDrangsalierung.WirkönnenleidernichtfürStrassenbah¬
nereinPrivilegderUnversetzbarkeiteinfuhren.AuchderFall
Schwarzerist einMusterbeispielcafür ,wiedieChristlichsozia¬
len seit Jahrenvonuns drangssliert werden .DieserMannsitzt
aufeinendergröstenBahnhöfeinWienvollkommenunbelästigt.
obwohlwirseineregeParteitätigkeitkennen.MitdemFalldes
TischlersKreomarkannichauchausmeinerRegistraturdienen.



Vierter Bogen

DerfrühereanglischeFremierministerbeiBürgermeister
Seitz .Das Mitglied der englischen Arbeiterpartei ,der frühere engli¬
sche Premierminister RamsayMacdonald besuc ite heute nachmittags in
BegleitungvonLordArnolddenBürgermeisterSeitz imRathaus .Die
UnterredungwährteungefähreineStunde ,woraufBürgermeisterSeitz
die Herrenin ihr Hotelbegleitete .

Vergehenwurdeer entlassen ,brachteein GnadengesuchandenStadt-¬
senat ein , das dieses Entlassen in die Pensionierungumwandelte.
AuchHerrnFeimannkenneich sehr gut .Ich lernte diesen Mannnä- ¬

herkennen,er warseinerzeitals VolkssängerbeiderArmee
undimHauptquartiersehr beliebt .DieserMannhielt nunineiner

Versammlung ,die unter dem Vorsitze nicht gerade deshervorragends
tenderMonarchistenstattfand ,reden .VonderDisziplinarkommission
seinereigenenKoilegenwurdeer zurDienstentlassungverurteilt.
Ich selbst empfangdieseBestrafungfür zu strengundverwendete
mich für ihn Ich verschaffte ihm wieder Arbeit bei derStadt
WienDasist wiedereinFall ,wiesolcheLeutebeiunsgemassregelt
werdenNiemandkannbehaupten ,dassbei der GemeindeWiendieAn-¬
gestelltenparteimässigbehandeltwerden .SiehenSiedochlieber
ergleiche zwischen jetzt und einst ,wie damals die Strassenbahner ,

dieLehrerundAngestelitenbehandeltwordensindeWirkönnenviel-¬
mehr hier wieder sagen ,dass niemals in dieser Stadt ein sounpar¬
teiischesRegimentwieheutegeführtwordenist (LebhafterBsifall
bei der Mehrheit ) .

BeiderAbstimmungwirdder Antragaagenommenund
die beidenAnträgedesGemeinderatesLehningerabgelehnt

VizebürgermeisterEmmerlingberichteteingehendüber
die Fahrpreiseauf denStrassenbahnenundauf der Stadtbahn .Bei
deiser Tariferhöhunghandle es sich nicht umeineHinaufsetnung
schlechthin ,sondern umeine seit langem notwendig gewordeneAn¬

gelegenheit.SchonbeiderletztenTariferhöhungam1 .Dezember
1924wurdeeigentlicheinTarifvon . 100Kronenverlangt ,weil
manmitdem2000KronentarifnichtdasAuslangenfindenzukönnen
glaubte .WirhabenschonausdemJahre1924einenAbgang,dersich
imlaufendenJahrenochgesteigerthat„ DieMehrausgabenmüss-¬

sichtenabereigentlichnocheinenhöherenTarifnach
ziehen .WirbegnugenunsabernurmitdenunbedingtNotwendigen.
RednerbehandeltnundieeinzelnenTarifeundKartenundführt
dieErmässigungenoderErhöhungenimeinzelnenam .DieStadtbahn
wird vollständig in das Strasenbahnnetzeinbezogenundsämtliche
Beschränkungenaufgehoben. DerNachttarifwirdebenfallsfallengee
lassen .Auchdie verschiedenenSondertarife werdenaufgehoben.
DereinzigeSondertarif ,derbleibt ,wirdanRenntagenin dieFreu-¬
deLaueingehoben. Angestølltebehalten ihre Erkennungskarten ,die
dieErmässigungsichern,bei .EigentlichsolltemandieKinder
vollständigkostenlosbefördern,daderEngehobeneTarifnicht
einmalfürDeckungderKostengenügt .AusSicherheitsgründenmuss
manaberdavonabsehen .Zubetonenwärenoch ,dassmanmitder
StrassenbahnbeispielsweisenachMödlingbilligerfährtalsmit
der paralelllaufendenStreckeder BundesbahnenunddassdieBahn-¬
strecke nach Strebersdorf sechzig bis siebzig Groschenkostet ,
währendmanmitderStrasenbahn24Groschenzahlt .In allenGross-¬
städtensindnachdenvorliegendenAusweisendieTarifehöher
wieinWien,AmsterdamundPerlinhabenobendreingarkeinenUm¬
steigeverkehr ,dortmussdePassagierbeijedemWagenwechseleine
neueKartelösenUnserTarifist denwirtschaftlichenVerhältnis
angepasstunddie Erhöhunginsbesonderebei denFrühfahrscheinen,

denWochenkatenundHin=undRückfahrkarten,dievondergrossen
MassederArbeiterbenütztwerden ,derartgering ,dassesgeradezu

diesausgeschlossenist ,ErhöhungkönntederAnlasszueinerTeu¬
erungswelleseine

. R .Holoubek( chr . soz . )bemerkt ,mit demvoe
liegendenAntragewerdeein Wahlschlageraus demJahre1923begra¬
ben. DieErhöhungseiungerechtinsbesonderewennmanbedenke,dass
auchdiesogenanntenKurzfahrerunddasseiendurchausnichtlauter
Buurgeisdamen,denselbenFahrpreisentrichtenmüssen ,wiedie
FahrgästeaufdenlangenStrecken.Wirklichgerechtwärenurein
Zonentarif .DieserTarifbedeutekeinGeschänkandieBevölkerung
erselkeineswegsdieLösungdesKlassenprülemsundbleibenach
wievoreineharteLastfurdieBevölkerung.

. ReSchalz( chr. soz. )bezweifeltdieRichtigkeitder
vomReferentenangegebenenZifferndesMehrerträgnissesausder
Tariferhöhung.NachmeinerBerechnungsagtRednermusssichein
Mehrertragvonmindestens150Milliardenergeben,zähltmandavon
dasimReferategenannteDefizitvonvierzigMilliardenab ,so
bleiben110Milliardenreinübrig.AugenscheinlichwolledieGee
meindeverwaltungdurchdieTariferhöhungdieKostenfürdenStadt
bahnbauhereinbekommen.ZumSchlussestellt derRednerdenAntrag
aufEinführungeinesZonentarifeswonachFahnscheinebiszuzwei
Teilstrecken12Groschen,überzweiTeilstrecken24Groschen,
imVorverkauf11Groschenund22Groschenkostensollen.AnSonn¬undFeiertagenhättendieTagesfahrscheinebiszuzweiTeilstrek-¬
kenkeineGiltigkeit.. R.Kunschak( chr . soz. )bezweifeltgleichfallsdie

RichtigkeitdervomReferentengenanntenZiffernundsagtnach
seinerBeredhnungmüsstedasMehrerträgnisrund120Milliarden
betragen.Rednebemängeltes ,dassderHauptrechnungsabschluss
für dasJahr1924demGemeinderatenochnichtvorliegt ,trotzdem
dasStatutesvorschreibt.Ander"andderZifferndesReohnungs.-¬
abschlusseswürdemaneingenauesBildüberdieGrösseunddie
UrsachendesDefizitshaben.Dassdasverabsäumtwurde,seieine
RücksichtslosigkeitgegenüberdemGeneinderatesundeinegeradezu
leichtfertigeBerichterstattung.ImJahre1923habederHefarant
auchvoneinemDefizitgesprochenundnachderVorlagedesRech¬
nungsabschlusseshabesichherausgestellt,dassdieStrassenbahnen2 .

miteinemsehrbeträchtlichenUeberschussabgeschlossenundsogarg
für16MilliardenWohnbauanleihegezeichnethanen .Wasdamalsden
GeneinderateüberdiefinanzßælleSeitegesagtwurde ,seialso
einebewusteUnwarheitgewesen. Mankönneinfolgedessenauch
nichtdieBehauptungübereinDefizitimabgelaufenenJahreglau-¬
ben . Rednerbesprichtdas letzte Unglückauf der Stadtbahnund
wirftdieFrageauf ,obdieserschweretödlicheUnfallnichtviel
leichtzuvermeidengewesenwäre,wenndieStrassenbahnwagen
anderskonstruierteTrittbretterhätten.DenZugsbegleiternsollte
aucheinegenaueInstruktionerteiltwerden,wiesieindenein¬
zelnenStationendasEin -undAussteigenderFahrgästezuüber-¬
wachenhaben. MancheSchaffnerstellensichandieRückwanddes
PerronsvonwoausdiedenganzenZugüberblickenkönnen,ande-¬
reaberbleibenbeimerstenWagenstehenundbegnügensichda-¬
mit ,„Türenschliessen"undfertigzurufenDieseSchaffner
könnendochleichteinenaussteigendenBahrgastübersehen
Schliesslichsei derUmstandaufzuklären ,wiesobei demletzten
UnfalltrotzdesBestehenseinerSignalanlagedie25Millåarden
kostete,dieZügederReihenachindenBahnhofBurggasseein
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überdieKostenderLeichenhalleinJedleseesowieüberdie
hiefürbewilligtenKredite.

DerBerichterstatterbetont,daGdieLeichenversi¬
cherungnichtin seinRessorfalleundversprichtGemeinderat
Doppler ,die gefordertenAufklärungenbeschaffenzu wollen .DieZu¬
schusskredite werdenhieraufgenehmigt.

St .R .Dr .Tandlerberichtet ferner überdenVer¬
kauf don Trefferbeständen der Armenlotterie ,die schon imletzten

Jahre passiv war und niht mehr abgehalten werden sobl .Diese

GegenständesollendurchdasDorotheumzugunstendesWienerAll¬
gemeinenVersorgungsfondsversteigertwerden.

DerAntragwirdangenommen,
. R.Thaller( soz .dem . )beantragteineSubvention

von2000SchillingfürdieimNevember1925zurEröffnunggelan¬
gendeAusstellungdesGesellschafts -undWirtschaftsmuseumsin

Wien .
. R .Kunschek( chr .soz . )sagt ,diesesUnternehmen

sei nichtsanderesals ein HilfsinstitutdesFinanzreferenten
Breitner ,dazubestimmt ,seineFinanzpolitikgrösserenEreisender
Bevölkerungverständlicherundappetitlicherzumacen .Erkommt
dann darauf zu sprechen ,daß das Komitee zur Veranstaltung einer

Ausstellung für christliche Kunst ,demdie bedeutendstenKünstler
Wiens,auchdervondersozialdemokratischenParteisohochein¬
geschätzte Professor Hanak angehären ,auf sein Ansuchen umeine
GemeindesubventionnochimmerkeineEriedigungbekommenhat .
Der amtsführende Stadtrat bringt dieses Ansuchen deshalb niht vor

denGemeinderat,weileresinseinemKlubnichtdurchbringen
kannaber der amtsführendeStadtrat ist nicht derRepräsendant
seines Klubssondernder Repräsendantder GemeindeWienundes
ist eine Beleidigung für die im Komitee vertretenen Künstler aber
auch eine Beleidgung des zur Beschlussfassung kompetentenGemeinde

rates ,wenndieseAngelegenheitsobehandeltwird .Dabeispielt
derHerrBürgermeistersehrgernedieRolledesgrossenKunst¬
mäzens ,der für lie Kunstnicht nur vollstes Verständnissondern
aucheineoffeneHandhat .( GemeinderatRummelhardt :SieheVolks¬
oper ! )Der Begriff christliche Kunst darf keineswegs als ein

Identisch
Politikum aufgefasst werden ,sondern er ist mit demBegriff
klassische Kunst ,denn lie Schöpfungendes klassischen Zeitalters
wären uns verloren gegangen ,wenn nicht die christliche Kunstdie
UeberlieferingenundWerkediesesZeitaltersübernommenundwei¬
ter erhaltenhätte .VomStandpunktder Kunstfreundschaftist

usstellungdie Ablehnunginer Subventionfürdiese geradezuun¬
verständlich .Hierhätte Wienzeigenkönnen ,wases nochzu leisten
imStandeist .DieAustellungwäreeinRuhmesblattin derGeschich
te derStadtgeworden.

RednerStellt denAntrag ,demKomiteezurVeran¬
staltung chrietlicher Kunst eine Subvention von 3000Schilling
zugewähren.

. R .Thaller ( soz .dem . )betont ,daß dieGemeinde
eine Ausstellungmit einemtendentiösenCharakternichtsubven¬
tionieren könne Auch die Ausstellung des Malers Pann wurde nicht

subventioniert ( Zwisdhenrufebei der Minderheit ) .Wienwirdenn
Museumerhalten ,daseinzigin derWeltdarsteht.

DerAntragwirdahgenommen.
St .R .Weberbeantragt einen Zuschusskreditvon

13 . 330Schilling für Instandsetzungsarbeitem an den Häusern der

Gemeinesiedlung„Kagran“„ dienotwendiggewordensind.
NachdemGemeinderatUlreichverschiedeneWünsche

vorgebracht ,die der Referent zu berücksichtigen verspricht ,wird

der Referentenantrag angenommenund die Sitzurg vomVorsitzenden
WeiglumhalbneunUhrabendsgeschlossen¬



Fünfter Bogen .

. . Haider( chr .soz. )meint,esseiganzfalsch ,wenndie
Arbeiter Zeitung behaupte ,dass diese Tarifpolitik alsKlassen-¬
problembeurteiltwerdenmuss.DasseinureinneuerSchlager,um
dieBevölkerunghinterdasLichtzuführen.DieHerabsethungder
StadtbahnpreisekommtnurzehnProzentderBevölkerungzugute,
dieübrigenneunzigProzentmüssendieStrassenbahnbenützenund
den erhöhten Fahrpreis zahlen .Die ErhöhungdesEinzelfahrscheines
bringtallein schoneinenMehrertragvon148MilliardenKronen.
DazukommtnochdieErhöhungderPreisefür dieNetzkarten ,Strek-¬
kenkartenundanderenFahrscheinen,diewiedereinErträgnisvon
150MilliardenKronenergeben.BeieinerErhöhunghättemansich
vielmehraufdasunbedingtnotwendigebeschränkenmüssen.Diese
Erhöhungaberist unerträglich.ImJahre1924solleinDefizitvon
zehnMilliardenKronengewesenseinundfür jedenMonatdieses
JehressolleinAbgangvonzweieinhalbMilliardenKronenangenom¬

menwerden ,also für 1925dreissigMilliarden .Dassindalsovierzig
MilliardenKronenDefizit .Dazukommtnochdieheutebeschlossene
ErhöhungderBezügedesPersonals,dienachmeinerBerechnungunge-¬
fähr34vMilliardenKronenMehrausgabenverursacht.Wennmanalso
annimmt,dassdieerhöhtenAusgabenrundachzigMilliardenKronen
ausmachen ,so bleiben der Strassenbahn noch immer115Milliarden
KronenReingewinn.

. .Angermayer(chr.soz.)besprichtdieUeberfüllunginden
Strassenbahnzügen,diedasFahrengerdazuzueinerTorturgestal-¬
tet undoft mit Lebensgefahrverbundensei .Auchbei derStadtbahn
herrschenjetztschonUnzukömmlichkeiten .SosindbeidenStiegen-¬
aufgängenin derStationAlserstrasseAufschriftenangebracht,die
erst dannGeltunghaben ,wenndie Donaukanallinieeröffnetsein
wird .DieFahrgästewissendasnichtundsokommees ,dassLeute ,die
zumHauptzollamtfahrenwollen ,einefalscheTreppehinaufgehenund
erst auf demPerron auf ihren Irrtum aufmerksamgemachtwerden .
DieChristlichsozialenwerdengegendieTariferhöhungstimmen,nich
weil es sich um einen neuen Tarif handelt ,sondern weil die Be¬

deckungnichtwieüblichnurfürdienormalenAusgabenerfolgt,
sonder auch die grossen Investitienen aus den laufendenEinnahmen

bestrittenwerdenMitdiesemVorgangmussendlichgebrochenwerden
VizsbürgermeisterEmmerlingantworteteingehendaufdie

vorgebrachtenBeschwerden.Eswerdensodanndie AnträgederDirek-¬
tionmitdenStimmenderMehrheitangenommenunddievonderMin-¬
derheit gestellten Abänderungsanträgeabgelehnt .

Vizebürgermeister Enmerling referiert dann über dieTa- ¬
rif undVerkehrsänderungenimAutobusverkehr .

. R.Doppler(chr. soz. )erklärt,dassauchderneueTarif¬
zu hoch sei .Wennsich drei Leute heute ein Autotaxi nehmen ,kommen

siebilligerweg ,als imAutobus,ohnelangeaufeinenWagenwarten
zu müssen .Er verlangt neue Linien ,wie überhaupt eineAusgestaltung
des Autobusverkehrszu erträglichen Fahrpreisen .

DieAnträgedesHeferentenwerdenangenommen.der neueTa¬
rif tritt am20 .OktoberinKraft.

BürgermeisterSeitz schliest um112UhrnachtsdieSitzun ,
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